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Christian Calliess ist Inhaber des Lehrstuhls für Öffentliches Recht, insbesondere Umwelt- 

und Europarecht an der Freien Universität Berlin und war von 2008 bis 2020 Mitglied im die 

Bundesregierung beratenden Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU). 

 

Eine Kurzfassung dieses Beitrags ist bereits in der NJW 2025 (S. 562 – 568) unter dem Titel 

„Von „Thermofenstern“ zu Eigenrechten der Natur – auf der Suche nach der erforderlichen 

Schutzlücke“ (siehe am Schluss dieses Beitrags) erschienen. 

 

 

 

I. Die Renaissance der Eigenrechte der Natur 

 

Die bereits seit Mitte der 1980er bis Mitte der 1990er Jahre im deutschen Umweltrecht geführte 

Debatte um Eigenrechte der Natur1 erlebt gegenwärtig eine Renaissance2, jüngst hat sich mit 

dem LG Erfurt auch ein deutsches Gericht zu Wort gemeldet.3 Diese Entwicklung ist vor allem 

durch Rechtsentwicklungen und Gerichtsentscheidungen im internationalen Kontext inspiriert.4 

Insbesondere in südamerikanischen Ländern wurden Rechte der Natur in der Verfassung ver-

ankert und vor den dortigen Gerichten zur Anwendung gebracht5, viel zitiertes Beispiel ist Ecu-

ador.6 Aber auch im angelsächsischen Rechtskreis, in Neuseeland, den USA und Kanada, wird 

die Rechtspersönlichkeit der Natur teils durch Gesetzgebung teils durch Gerichte anerkannt.7 

 

 

 

 
1 Vgl. hier nur v. Lersner, NVwZ 1988, 988; Bosselmann, KJ 1986, 1; Überblick bei Calliess, Rechtsstaat und 

Umweltstaat, 2001, S. 111 ff. 
2 Vgl. nur Kersten, Das ökologische Grundgesetz, 2022, S. 19 ff. u. 100 ff.; Söhnlein, Die Natur im Recht, Vi-

sion einer ökologischen Rechtsordnung, 2024; Zenetti, Rechte der Natur, Diss. Leipzig, 2024; Fischer-Lescano, 

ZUR 2018, 205; Gutmann, ZUR 2019, 611; Ewering/Gutmann, DÖV 2021, 1118; Ludescher, ZUR 2022, 481; 

Mührel, ZUR 2022, 464; Wolf, ZUR 2022, 451; Dänner/Fischer, NJW 2024, 3030; Neuner, ZfPW 2024, 127 

(154 ff); aus den Nachbarwissenschaften: Wesche, Die Rechte der Natur, 2023; Adloff/Busse (Hrsg.), Welche 

Rechte braucht die Natur, 2021.  
3 LG Erfurt, Urteil v. 02.08.2024, Az. 8 O 1373/21, juris, Rn. 1 ff.; LG Erfurt, Urteil v. 17.10.2024, Az. 8 O 

836/22, juris, Rn. 1 ff. 
4 Bonilla-Maldonado, Global Legal Pluralism and the Rights of Nature, Max Planck Institute for Comparative 

and International Private Law Research Paper Series No. 23/15, 2023; Dänner/Fischer, NJW 2024, 3030 (3031 

ff.). 
5 So etwa in Bolivien, dazu Wolf, ZUR 2022, 451 und Kolumbien, dazu Fuchs/Theisen, Natur als Rechtssubjekt 

Konrad Adenauer Stiftung, Analyse und Argumente Nr. 443 (2021), S. 4 (online verfügbar). 
6 Art. 71 der Constitución de la República del Ecuador, siehe dazu Gutmann, ZUR 2019, 611; Robens, Zwischen 

Anspruch und Wirklichkeit: Das Konzept der Rechte der Natur und die ecuadorianische Umweltpolitik, 2013, S. 

106. 
7 Dänner/Fischer, NJW 2024, 3030 (3033). 



3 

 

1. Der europäische Rechtsraum 

 

Im Vergleich hierzu sind Eigenrechte der Natur im europäischen Rechtsraum weniger präsent, 

jedoch scheint auch hier die Debatte Fahrt aufzunehmen.8 Zuletzt forderte z.B. der Wirtschafts- 

und Sozialausschusses der Europäischen Union (EU), den Rechten der Natur die gleiche Wer-

tigkeit wie denjenigen von natürlichen und juristischen Personen zu verleihen.9 Im Zuge dessen 

beauftragte er eine Studie, wie Rechte der Natur in der EU praktisch ausgestaltet werden könn-

ten.10  

 

Große Aufmerksamkeit erlangte aber vor allem der Fall der Meereslagune Mar Menor in Spa-

nien. Durch Gesetz11 wurde sie 2022 als Rechtssubjekt mit Rechten auf Existenz, natürliche 

Entwicklung, Schutz, Erhaltung und Wiederherstellung ausgestattet. Zwar genoss die Lagune 

bereits zuvor Biodiversitätsschutz durch internationale Abkommen, das Naturschutzrecht der 

EU12 und als Naturschutzgebiet nach spanischem Recht, gleichwohl zeigten sich massive Voll-

zugsdefizite: Düngemittel und Industrieabfall hatten mit rapidem Algenwachstum samt akuter 

Sauerstoffarmut zu einem Kollaps ihres Ökosystems geführt.  

 

Eine gegen das Schutzgesetz von 2022 erhobene Verfassungsklage, die sich unter anderem auf 

einen Verstoß gegen Eigentumsrechte und die Berufsfreiheit berief und mit unverhältnismäßi-

gen Einschränkungen der Landwirtschaft in Murcia argumentierte13 hat das spanische Verfas-

sungsgericht unlängst abgewiesen und dabei zugleich das auf Eigenrechte der Natur gestützte 

Schutzkonzept mit der spanischen Verfassung für vereinbar erklärt.14 Parallel gab es erste Ge-

richtsverfahren, die das Gesetz von 2022 anwenden. So stufte ein Gericht in Cartagena das 

Einleiten von durch schädliche Bergbau-Abfälle verunreinigten Wassers in die Lagune als 

 
8 Vgl. nur Hervé-Fournereau, Rights of Nature and European Union Law: Path of Dialogue, 2024 (open access); 

Mührel, ZUR 2022, 464.  
9 Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema „Eine EU-Strategie für nach-

haltigen Konsum“ (2020/C 429/08), ABl. C 429/51 vom 11.12.2020, https://eur-lex.europa.eu/legal-con-

tent/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:52020IE1596&from=EN.  
10 Studie im Auftrag des EESC von Carducci et al., Towards an EU Charter of the Fundamental Rights of Na-

ture, 2020; zurückhaltend die Studie im Auftrag des Europäischen Parlaments von Darpö, Can Nature get it 

Right?, 2021. 
11 Gesetz 19/2022 vom 30. September zur Anerkennung der Rechtspersönlichkeit des Mar Menor und seines 

Einzugsgebietes. 
12 Ramsar-Konvention (seit 1973), Übereinkommen zum Schutz des Mittelmeers vor Verschmutzung (seit 1995) 

und Natura 2000-Netzwerk (seit 2019). 
13 Fuchs, Rights of Nature Reach Europe – The Mar Menor Case in Spain in the Light of Latin-American Prece-

dents, Verfassungsblog, 24.2.2023, abrufbar unter: https://verfassungsblog.de/rights-of-nature-reach-europe/ 

(online verfügbar). 
14 Corte Constitucional del España, Urteil 142/2024 vom 20.11.2024 zur Rs. 8583-2022. 
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Verstoß ein15, den das Mar Menor gem. Art. 3 und 6 des Gesetzes 19/2022 als Kläger, vertreten 

durch sein Repräsentantenkomitee, im Rahmen einer zivilrechtlichen Klage auf Schadensersatz 

geltend machen könne.16 

 

2. Deutschland 

 

Im Zuge der Mitte der 1980er Jahre in Deutschland begonnenen Diskussion über Eigenrechte 

der Natur17 wurde bereits 1988 vor dem Verwaltungsgericht Hamburg der - im Ergebnis erfolg-

lose -  Versuch unternommen, mit Hilfe einer eigenen Rechtspersönlichkeit und damit Beteili-

gungsfähigkeit (§61 VwGO) von Seehunden zu argumentieren, um auf diesem Wege eine Kla-

gebefugnis von Umweltverbänden gegen die Entsorgung von Chemikalien in der Nordsee zu 

begründen.18 Gut 35 Jahre nach dieser sog. „Robbenklage“ hat die 8. Zivilkammer des LG Er-

furt nunmehr in einer aufsehenerregenden Entscheidung vom August 202419 Eigenrechte der 

Natur anerkannt und ihnen eine schutzverstärkende Wirkung im Rahmen der Schadensberech-

nung gem. § 287 I ZPO zugesprochen.20 Mit seiner Entscheidung vom Oktober 2024 hat das 

LG Erfurt diesen Ansatz bestätigt.21 Fokus beider Urteile liegt bei der rechtsfortbildenden Her-

leitung der Eigenrechte der Natur auf dem Recht der EU.22 Im Lichte der diesbezüglichen Kri-

tik23 versucht das Oktober-Urteil seine richterliche Rechtsfortbildung besser zu erklären. Ins-

gesamt weise das bestehende Unionsrecht „vielfältige Anknüpfungspunkte auf, mit denen 

Rechte der Natur Eingang finden können.“24 Erneut knüpft das LG Erfurt primär an die Charta 

der Grundrechte der EU, „insbesondere“ Art. 2 (Recht auf Leben) und 3 I (Recht auf körperliche 

und geistige Unversehrtheit) i.V.m. Art. 37 EUGRCh (Umweltschutz) an25 und argumentiert, 

 
15 Eco Jurisprudence Monitor, Spain Court Case Applies Legal Personality of Mar Menor Lagoon, https://ecoju-

risprudence.org/initiatives/murcia-spain-case-recognizing-the-legal-personality-of-mar-menor/.  
16 Winebrenner, Spanish Lagoon Mar Menor Faces Initial Court Involvement and Constitutional Challenges to 

Its Rights, Earth Law Center, 31.7.2024, abrufbar unter: https://www.earthlawcenter.org/blog-en-

tries/2024/7/mar-menor-court-updates.  
17 Siehe Fn. 1. 
18 VG Hamburg, Beschluss v. 22.09.1988, Az. 7 VG 2499/88, NVwZ 1988, 1058; dazu im Rückblick Schrö-

ter/Bosselmann, ZUR 2018, 195 sowie Köck/Markus, ZUR 2018, 193. 
19 LG Erfurt, Urteil v. 02.08.2024, Az. 8 O 1373/21, juris, Rn. 26-37; dazu bereits Dänner/Fischer, NJW 2024, 

3030 ff. 
20 LG Erfurt, Urteil v. 02.08.2024, Az. 8 O 1373/21, juris, Rn. 37; Urteil v. 17.10.2024, Az. 8 O 836/22, juris, 

Rn. 101. 
21 LG Erfurt, Urteil v. 17.10.2024, Az. 8 O 836/22, juris, Rn. 25-101; kritisch einordnend Michaels, ZUR 2024, 

643 ff.  
22  Vertieft dazu LG Erfurt, Urteil v. 17.10.2024, Az. 8 O 836/22, juris, Rn. 30 - 66. 
23 Vgl. Haake, Pioniertat oder Bärendienst? Das LG Erfurt über EU-Grundrechte für die Natur, Verfassungsblog, 

26.08.24, abrufbar unter: https://verfassungsblog.de/rechte-der-natur-erfurt/ (online verfügbar). 
24 LG Erfurt, Urteil v. 17.10.2024, Az. 8 O 836/22, juris, Rn. 47ff. 
25 LG Erfurt, Urteil v. 02.08.2024, Az. 8 O 1373/21, juris, Rn. 27; Urteil v. 17.10.2024, Az. 8 O 836/22, juris, 

Rn. 27. 
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dass der in der Charta in einigen Sprachfassungen verwendete Begriff der „Person“ neben dem 

Menschen auch die Natur oder Ökosysteme wie Flüsse und Wälder als weitere Rechtssubjekte 

erfassen könne.26 Zudem entspräche die „Gewährung von Rechtssubjektivität für ökologische 

Personen“ dem Menschenbild der Charta27, zumal Art. 37 EUGRCh ein „hohes Umweltschutz-

niveau“ verlange, dem die Anerkennung der Eigenrechte der Natur dienen könne.28 Dem stehe 

nicht entgegen, dass diese im Rahmen der Entstehungsgeschichte nicht explizit mitbedacht 

wurden, da die Charta ein interpretationsoffenes „living instrument“ sei, mit dem auf neue Ge-

fährdungslagen angemessen reagiert werden könne.29 

 

Bezogen auf die Kritik an der Relevanz der europäischen Grundrechte im konkreten Fall betont 

das LG Erfurt mit Blick auf Art. 51 I GRCh, dass das europaweit vereinheitlichte Kfz-Zulas-

sungsrecht deren Anwendbarkeit begründe30, die aus der Grundrechtecharta herleitbaren Eigen-

rechte der Natur als Teil einer objektiven Werteordnung von Amts wegen zu berücksichtigen 

seien und eine Horizontalwirkung zwischen Privaten im Zivilrecht entfalteten.31 Die zuvor nur 

abstrakt angesprochenen Rechte der Natur konkretisiert das Gericht dahingehend, dass ökolo-

gische Personen ein umfassendes Recht auf Erhalt hätten, gegen das unzulässige Abschaltein-

richtungen, mit denen Schadstoffe weit über den festgelegten Grenzwerten freigesetzt werden, 

verstießen.32 

 

Erneut33 bekräftigt das LG Erfurt, dass die Anerkennung von Eigenrechten der Natur nicht im 

Widerspruch zur in Art. 1 EUGRCh geschützten Menschenwürde stehe, sondern vielmehr dazu 

beitrage, „dass Menschen auch in Zukunft ein freies und selbstbestimmtes Leben in Würde 

führen können.“34 Den im Schrifttum geäußerten Zweifeln an der Wirksamkeit und dem Mehr-

wert einer Anerkennung von subjektiven Rechten der Natur begegnet das Gericht allein mit 

dem Argument, dass „weltweit Gerichtsentscheidungen die dynamische Wirkmächtigkeit und 

 
26 LG Erfurt, Urteil v. 02.08.2024, Az. 8 O 1373/21, juris, Rn. 31; Urteil v. 17.10.2024, Az. 8 O 836/22, juris, 

Rn. 53-55. 
27 LG Erfurt, Urteil v. 02.08.2024, Az. 8 O 1373/21, juris, Rn. 30; Urteil v. 17.10.2024, Az. 8 O 836/22, juris, 

Rn. 60. 
28 LG Erfurt, Urteil v. 02.08.2024, Az. 8 O 1373/21, juris, Rn. 30; Urteil v. 17.10.2024, Az. 8 O 836/22, juris, 

Rn. 61. 
29 LG Erfurt, Urteil v. 02.08.2024, Az. 8 O 1373/21, juris, Rn. 28, 29; Urteil v. 17.10.2024, Az. 8 O 836/22, ju-

ris, Rn. 27, 52, 57, 58. 
30 LG Erfurt, Urteil v. 17.10.2024, Az. 8 O 836/22, juris, Rn. 30, 93. 
31 LG Erfurt, Urteil v. 17.10.2024, Az. 8 O 836/22, juris, Rn. 30, 94, 95. 
32 LG Erfurt, Urteil v. 17.10.2024, Az. 8 O 836/22, juris, Rn. 96. 
33 LG Erfurt, Urteil v. 02.08.2024, Az. 8 O 1373/21, juris, Rn. 33. 
34 LG Erfurt, Urteil v. 17.10.2024, Az. 8 O 836/22, juris, Rn. 73 
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schützende Kraft von Rechten der Natur“ belegten.35  

 

Zwar war das LG Erfurt gem. Art. 267 II AEUV nicht zur Vorlage an den EuGH verpflichtet36 

und darf Unionsrecht wie hier im Rahmen einer unionsrechtskonformen Auslegung eigenstän-

dig auslegen und anwenden37, jedoch bestehen Zweifel, ob diese Kompetenz eine so ambitio-

nierte unionsrechtliche Rechtsfortbildung, wie die Anerkennung von Eigenrechten der Natur 

aus der Grundrechtecharta umfassen kann.38 Vor allem aber ist die inhaltliche Herleitung kri-

tikwürdig.39 Auch wenn einige Sprachfassungen von „Person“ sprechen, legen sowohl die eng-

lische Sprachfassung „everyone“ als auch die deutsche Fassung, „Mensch“ sowie die Präambel 

und der systemische Zusammenhang mit Art. 1 EUGRCh nahe, dass Art. 2 und Art. 3 I 

EUGRCh allein das menschliche Leben und die menschliche Unversehrtheit erfassen. Allen-

falls käme insoweit die umweltbezogene Norm des Art. 37 EUGRCh in Betracht, die jedoch 

wiederum kein subjektives Recht vermittelt, sondern nur eine staatszielähnliche und damit ob-

jektiv-rechtlich wirkende Gewährleistung enthält.40   

 

Ganz unabhängig von diesen Bedenken ist jedoch die Frage nach dem juristischen Mehrwert 

einer Anerkennung von Eigenrechten der Natur bzw. einer bestehenden Schutzlücke entschei-

dend.41 Ausgerechnet insoweit bleibt das LG Erfurt in beiden Entscheidungen vage, stellt aber 

im Oktober-Urteil immerhin fest, dass die „dynamischen Wirkmächte und die schützende Kraft 

von Rechten der Natur“ 42 gegenüber dem geltenden „unzulänglichen“ Umweltrecht, das 

„Schutzlücken und Schwächen in der Durchsetzung“ aufweise  und eine hinreichende präven-

tive Wirkung vermissen lasse, „einen Weg aus der ökologischen Krise unserer Zeit“ aufzeig-

ten.43 Welchen konkreten rechtlichen Mehrwert deren Anerkennung bringen soll  bleibt ebenso 

wie die behauptete Schutzlücke mangels detaillierter inhaltlicher Begründung und Auseinan-

dersetzung -  weiterhin offen.44  

 
35 LG Erfurt, Urteil v. 17.10.2024, Az. 8 O 836/22, juris, Rn. 77. 
36 Dazu Calliess, NJW 2013, 1905. 
37 Siehe dazu LG Erfurt, Urteil v. 17.10.2024, Az. 8 O 836/22, juris, Rn. 70. 
38 Wegener, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV Kommentar, 6. Auflage 2022, Art. 19 EUV, Rn. 34; zum 

konkreten Fall Funke, Hier spricht der Richter, Verfassungsblog, 31.10.2024, abrufbar unter: https://verfassungs-

blog.de/rechte-der-natur-erfurt-unabhangigkeit/ (online verfügbar). 
39 Ebenso Johns, KlimR 2024, 277 (278); Michaels, ZUR 2024, 643 (644); differenzierend Dänner/Fischer, 

NJW 2024, 3030 ff.. 
40 Dazu Calliess, in: Calliess/Ruffert (Hrsg.), EUV/AEUV Kommentar, 6. Auflage 2022, Art. 37, GRCh, Rn. 9, 

10. 
41 Vgl. Steinberg, NVwZ 2023, 138. 
42 LG Erfurt, Urteil v. 17.10.2024, Az. 8 O 836/22, juris, Rn. 77. 
43 LG Erfurt, Urteil v. 17.10.2024, Az. 8 O 836/22, juris, Rn. 26, 77. 
44 Krit. daher auch Michaels, ZUR 2024, 643 (644). 
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Hier liegt in dogmatischer Hinsicht jedoch die entscheidende Schwäche beider Urteile des LG 

Erfurt. Ohne dies an dieser Stelle vertiefen zu können, setzt doch jede richterliche Rechtsfort-

bildung auf nationaler ebenso wie auf europäischer Ebene eine genaue dogmatische Analyse 

des bestehenden Rechts daraufhin voraus, ob überhaupt eine Schutzlücke besteht.45 Dieser me-

thodischen Frage nach dem Bestehen einer Schutzlücke soll im Folgenden nachgegangen wer-

den. Zum besseren Verständnis ist es dafür zunächst erforderlich, die Debatte um die Eigen-

rechte der Natur in ihrem historisch gewachsenen juristischen Kontext zu verorten. 

 

II. Die Debatte um Eigenrechte der Natur und eine Ökologisierung des Rechts im Kontext 

 

1. Anthropozentrik versus Ökozentrik 

 

Betrachtet man die Eigenrechte der Natur im Kontext, so ist damit eine in den 1970er Jahren 

begonnene und dann Mitte der 1980er Jahre verstärkt geführte Diskussion um die Unterschiede 

zwischen einem anthropozentrischen und einem ökozentrischen Umweltschutz angesprochen. 

Diese kreist zentral um die Ratio des Umweltschutzes, mithin um die Frage, ob die Umwelt 

nach Maßgabe menschlicher Zwecke, so der anthrozentrische Ansatz, oder in ihrem Eigenwert 

um ihrer selbst willen, so der ökozentrische Ansatz, geschützt werden soll.46 Der Reformbegriff 

der Ökozentrik bleibt - abgesehen von dem beschriebenen Kerngehalt - hingegen schillernd. In 

ihm kommt eine juristisch rezipierte, philosophische Dimension47 zum Ausdruck, die vor dem 

Hintergrund der erkannten Umweltzerstörung und im Interesse eines verbesserten Umwelt-

schutzes eine ethische Ablösung des anthrozentrischen Weltbildes durch ein ökozentrisch ori-

entiertes Weltbild, mithin eine Reformierung der ”Mensch-Natur-Beziehung” postuliert. 

 

2. Die "historische" juristische Diskussion in den USA und Deutschland  

 

In Hinblick auf den Anfang der siebziger Jahre in den Vereinigten Staaten entwickelten 

 
45 Larenz/Canaris, Methodenlehre der Rechtswissenschaft, 3. Aufl. 1995, S. 191 ff., zum Europarecht: Calliess, 

NJW 2005, 929 (932). 
46 Siehe dazu im Überblick Bock, Umweltschutz im Spiegel von Verfassungsrecht, 1990, S. 211 ff.; Kloepfer, in: 

Kloepfer (Hrsg.), Anthropozentrik, Freiheit und Umweltschutz in rechtlicher Sicht, 1995, S. 7 ff.; Bosselmann, Im 

Namen der Natur, 2001, S. 38 ff. sowie jüngst Kersten, Das ökologische Grundgesetz, 2022, S. 19 ff. u. 100 ff.; 

Schröter/Bosselmann, ZUR 2018, 195 (201); Wolf, ZUR 2022, 451 (453) jeweils m.w.N. 
47 Vgl. etwa die Beiträge in Birnbacher (Hrsg.), Ökologie und Ethik, 1980; Nida-Rümelin/von der Pfordten, Öko-

logische Ethik und Rechtstheorie, 1995; Höffe, Sittlich-politische Diskurse, 1981, S. 135 ff.; Jonas, Prinzip Ver-

antwortung, 2020, Vorwort, S. 18 ff. und S. 364; eher krit. Ott, ZUR 2024, 649. 
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Ursprung der juristischen Dimension steht die Frage nach den ”Eigenrechten” der Natur im 

Zentrum der Diskussion. Unter Bezugnahme auf den rechtsgeschichtlichen Fortschritt im Sinne 

einer ständigen Ausweitung der Träger von Rechtssubjektivität bis hin zu den juristischen Per-

sonen wird die Zuerkennung von subjektiven Rechte an die Natur, etwa Tiere und Pflanzen, 

aber auch an unbelebte Natur und Landschaftsteile, für möglich gehalten. Entwickelt vor dem 

Hintergrund eines konkreten Falles48, ging es der Argumentation im Ergebnis darum, die Natur 

über die Konstruktion von Eigenrechten aus ihrer rechtlichen Schutzlosigkeit zu befreien, in-

dem eine Prozeßstandschaft von treuhänderisch handelnden Umweltverbänden, die deren 

Rechte wahrnehmen, begründet wurde.49  

 

Der Gedanke von den Eigenrechten wurde in Deutschland mit Blick auf die umweltrechtlichen 

Defizite der Schutznormtheorie beim Zugang zum Gericht aufgenommen und zum Teil fortent-

wickelt.50 Jedoch scheiterte ein im Jahre 1988 angestrengter Testfall in Form der bereits er-

wähnten Robbenklage an den Vorgaben des § 42 II VwGO.51  Abgesehen von den eingangs 

erwähnten Entscheidungen des LG Erfurts haben sich die Eigenrechte der Natur bislang weder 

in der Rechtsprechung noch im juristischen Schrifttum52 durchsetzen können.  

 

In Umsetzung der vorstehend skizzierten, von der (Rechts-)Philosophie vorgebrachten Kritik 

an der Anthropozentrik53 wurde in den 1990er Jahren darüberhinausgehend versucht, den öko-

zentrischen Ansatz vom Fokus auf die Eigenrechte der Natur  zu lösen und diesen in einem die 

gesamten Rechtsordnung umfassenden Sinne weiterzuentwickeln: Wo bisher von Rechten der 

Natur gesprochen worden sei, müsse heute umfassender von einer Ökologisierung des gesam-

ten Rechts die Rede sein. Diese bedeute an und für sich zwar noch keine Absage an die grund-

sätzliche Anthropozentrik des Rechts, da sich rechtsdogmatisch Eigenrechte einführen ließen, 

ohne den anthropozentrischen Charakter des Rechts zu verändern. Vielmehr gehe es um eine 

erweiterte Zwecksetzung, die sich neben sozialer auch auf ökologische Gerechtigkeit erstrecken 

müsse. Die zentrale Frage sei somit, ob und inwieweit die Wertungsgrundlagen des geltenden 

 
48 Fall Sierra Club gegen Morton, abgedruckt bei Stone, Umwelt vor Gericht, 1992, S. 82 ff. 
49 Stone, Umwelt vor Gericht, 1992, S. 25 ff. (hierbei handelt es sich um die deutsche Übersetzung seines Beitrags 

der in Southern Californian Law Review 45 (1972), S. 450 ff. erschien); ferner Tribe, in: Birnbacher (Hrsg.), 

Ökologie und Ethik, 1980, S. 20 ff. (zuvor erschienen in Yale Law Journal 83 (1974), S. 1315 ff.). 
50 Siehe dazu etwa v. Lersner, NVwZ 1988, 988 ff.; Bosselmann, KJ 1986, 1 ff.; Pernthaler, in: Pernthaler/We-

ber/Wimmer (Hrsg.), Umweltpolitik durch Recht – Möglichkeiten und Grenzen, 1992, S. 8 ff. 
51 Vgl. VG Hamburg, NVwZ 1988, 1058; zsf. Schröter/Bosselmann, ZUR 2018, 195 ff. 
52 Vgl. etwa Kloepfer, in: Kloepfer (Hrsg.), Anthropozentrik, Freiheit und Umweltschutz in rechtlicher Sicht, 1995, 

S. 25 ff.; Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat 2001, S. 111 ff. und 509 ff.; vgl. aber neuerdings die in Fn. 1 

genannten Beiträge.  
53 Siehe Fn.47. 
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Rechts verändert werden müssen. Aufgrund einer prinzipiellen Gleichrangigkeit der sozialen 

Verwertungsinteressen an der Natur und den Erhaltungsinteressen der Natur selbst, müsse dem 

Eigenwert der Natur im Sinne eines ”Respekts vor der Natur” eine dem Menschen als bisher 

einzigen Grundrechtsträger korrelierende Subjektivität zukommen, gleichsam als immanente 

Schranke individueller Freiheit.54 

 

III. Eigenrechte der Natur und Art. 20a GG 

 

Zwar impliziert der - insoweit neutrale - Begriff des Umweltschutzes nicht bereits zwingend 

einen anthropozentrischen Ansatz, etwa weil die Natur in ihrer Gesamtheit als Umwelt, als 

Umgebung und Lebensgrundlage des Menschen angesprochen ist55, jedoch begleitet die Er-

kenntnis, dass Umweltschutz - jedenfalls auch - im wohlverstandenen Eigeninteresse des Men-

schen liegt, den Umweltschutzgedanken seit seinen Anfängen.56 Vor diesem Hintergrund kann 

es nicht verwundern, dass auch in der Diskussion um die Einführung einer Staatszielbestim-

mung Umweltschutz in das Grundgesetz Anfang der 1990er Jahre die Frage, ob die natürlichen 

Lebensgrundlagen anthropozentrisch an den Menschen als Bezugspunkt gebunden werden sol-

len oder ökozentrisch auch um ihrer selbst willen geschützt werden sollen, heftig umstritten 

war.57 Ein anthropozentrischer Formulierungsansatz in Art. 20a GG hätte - den Schutzgegen-

stand einschränkend - von den ”natürlichen Lebensgrundlagen des Menschen”58 sprechen müs-

sen, ein ökozentrischer Formulierungsansatz hätte wie folgt lauten können: ”Die natürlichen 

Lebensgrundlagen gegenwärtiger und künftiger Generationen stehen ebenso wie die Natur um 

ihrer selbst willen unter dem besonderen Schutz des Staates”59.  

 

Bereits aus der Tatsache, dass keine der beiden Formulierungen in den Wortlaut des Art. 20a 

GG Eingang gefunden hat, wird deutlich, dass die Frage anthropozentrischer oder ökozentri-

scher Umweltschutz verfassungsrechtlich offen geblieben ist. Diese am Wortlaut orientierte 

 
54 Bosselmann, in: Bosselmann (Hrsg.), Ökologische Grundrechte, 1998, S. 18 ff. und S. 54 ff.; Schröter/Bossel-

mann, ZUR 2018, 195 ff.; zuletzt Kersten, Das ökologische Grundgesetz, 2022, S. 5 ff. und 19 ff.; Söhnlein, Die 

Natur im Recht, Vision einer ökologischen Rechtsordnung, 2024 m.w.N 
55 So allerdings Kloepfer, in: Kloepfer (Hrsg.), Anthropozentrik, Freiheit und Umweltschutz in rechtlicher Sicht, 

1995, S. 3. 
56 Vgl. dazu Benöhr, in: Kloepfer (Hrsg.), Umweltstaat als Zukunft, 1994, S. 145 ff. 
57 BT-Drucks. 12/6000, S. 65 f.: ”Verfassungspolitisch blieb vor allem umstritten, ob der Schutz der natürlichen 

Lebensgrundlagen anthropozentrisch formuliert und mit einem Gesetzgebungsvorbehalt versehen werden soll oder 

nicht”; Uhle, DÖV 1993, 947 (949); Müller-Bromley, Staatszielbestimmung Umweltschutz, 1990, S. 108 ff. 
58 Diese Formulierungsvorschläge wurden mehrfach eingebracht; vgl. BR-Drucks. 275/87. 
59 Antrag von Bündnis 90/Die Grünen, BT-Drucks. 12/6000, S. 150; ähnlich der Vorschlag der SPD BT-Drucks. 

10/1502, S. 57. 
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Auslegung wird durch historische Aspekte bestätigt. Explizit konstatiert der Abschlussbericht 

der gemeinsamen Verfassungskommission von Bundestag und Bundesrat: ”Verfassungspoli-

tisch blieb vor allem umstritten, ob der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen anthropozent-

risch formuliert und mit einem Gesetzgebungsvorbehalt versehen werden soll oder nicht”.60  

 

Indem Art. 20a GG die Frage seinem Wortlaut nach also bewusst offen lässt, stellt er einen 

verfassungspolitischen Kompromiss dar.61 Umstritten ist gleichwohl, ob in systematischer Aus-

legung nicht dennoch eine Entscheidung für einen anthropozentrischen Umweltschutz gefallen 

ist. Zur Untermauerung dieser Sichtweise wird insbesondere auf die zentrale Verfassungsnorm 

des Art. 1 I GG verwiesen, der deutlich mache, dass das Grundgesetz in seiner Gesamtheit 

anthropozentrisch verfasst sei. Bestätigt werde diese Sichtweise durch die Formulierung, dass 

der Staat die natürlichen Lebensgrundlagen ”auch in Verantwortung für die zukünftigen Gene-

rationen” zu schützen habe. Denn nach herkömmlichem Sprachgebrauch könnten hiermit nur 

die künftigen Generationen der Menschen gemeint sein.62 Demgegenüber wird von anderer 

Seite zu Recht auf die bewusste Offenheit des Art. 20a GG hingewiesen; damit sei den die 

Staatszielbestimmung ausfüllenden Organen die notwendige Gestaltungsfreiheit überlassen, im 

konkreten Falle anthropozentrisch oder ökozentrisch orientiert zu entscheiden. Insofern erlaubt 

Art. 20a GG auch einen Schutz der Umwelt um ihrer selbst willen. Die Wertentscheidung des 

Art. 1 I GG zwingt aber im Konfliktfalle im Wege verfassungssystematischer Interpretation zu 

einer Abwägung, bei der die relevanten Interessen nach dem Rang der hinter ihnen stehenden 

Rechtsgüter in der Rechtsordnung zu bestimmen sind.63 

 

IV. Forderungen nach einer Ergänzung des Art. 20a GG und einem ökologischen Grund-

gesetz 

 

Vor diesem Hintergrund wird diskutiert, ob eine Stärkung des Umweltschutzes zu erreichen 

wäre, wenn man den ökozentrischen Ansatz explizit in der Verfassung64 oder zumindest ein-

fachgesetzlich65 verankern würde. Denn es besteht durchaus die Gefahr, dass im Rahmen einer 

engen Auslegung bei bloß anthropozentrischem Umweltschutz Naturbestandteile, die als 

 
60 BT-Drucks. 12/6000, S. 65 f.  
61 Waechter, NuR 1996, 321 (324); Rohn/Sannwald, ZRP 1994, 65 (71); Meyer-Teschendorf, ZRP 1994, 73 (77); 

Uhle, DÖV 1993, 947 (953). 
62 Uhle, DÖV 1993, 947 (953); differenzierter Kloepfer, DVBl. 1996, 73 (77); Schink, DÖV 1997, 221 (224). 
63 Waechter, NuR 1996, 321 (324 f.); Murswiek, in: Sachs, GG, 2024, Art. 20a, Rn. 22 ff. 
64 Vgl. etwa Pernthaler, in: Pernthaler/Weber/Wimmer (Hrsg.), Umweltpolitik durch Recht – Möglichkeiten und 

Grenzen, 1992, S. 1 (8 ff.). 
65 Vgl. etwa Schröter, in: Bosselmann (Hrsg.), Ökologische Grundrechte, 1998, S. 127 ff. 
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Lebensgrundlage des Menschen unerheblich sind, aus dem Schutz herausfallen. So etwa im 

Falle des Biodiversitätsschutzes, wenn es um die Artenvielfalt in einer möglichst unberührten 

Natur geht oder im Falle von wildlebenden Tieren, die dem Menschen gefährlich werden kön-

nen. 

 

Im Schrifttum gibt es insoweit bereits seit geraumer Zeit eine vertiefte Diskussion. Sie reicht 

vom erwähnten Vorschlag, die Natur über die Konstruktion von Eigenrechten in Verbindung 

mit einer Prozessstandschaft von treuhänderisch handelnden Umweltverbänden, die deren 

Rechte wahrnehmen, aus ihrer rechtlichen Schutzlosigkeit zu befreien66, bis hin zu Versuchen, 

den ökozentrischen Ansatz in einem die gesamte Rechtsordnung umfassenden Sinne mit dem 

Ziel einer Ökologisierung des Rechts zu entwickeln.67 Letztlich soll dem Menschen als bisher 

einzigem Grundrechtsträger mit dem Eigenwert der Natur eine korrelierende Subjektivität als 

immanente Schranke individueller Freiheit gegenübergestellt werden. An die ethische Begrün-

dungskomponente der ”Eigenrechte der Natur” anknüpfend wird vor allem von Bosselmann ein 

”Respekt” vor dem Eigenwert der Natur postuliert, der Grundlage für eine ”ökologische Grund-

rechtstheorie” und darauf aufbauend ”ökologische Grundrechte” sein soll. Im Ergebnis läuft 

dies auf eine ”Erweiterung der Grundrechte um eine ökologische Dimension” hinaus, die mit-

tels ihrer ”ökologisch-ethischen Durchdringung” bewerkstelligt werden soll.  Grundgedanke 

dieses Ansatzes ist, dass ein ”respektloser” Umgang mit Tieren, Pflanzen und der Natur insge-

samt der Würde des Menschen widerspricht. Das Prinzip des Respekts sei im Individualbereich 

nicht als Schranke der Menschenwürde zu verstehen, sondern vielmehr als deren Teilaspekt. 

Ein menschenwürdiges Leben sei nur möglich, wenn und soweit die ökologischen Lebensbe-

dingungen intakt sind. Dementsprechend komme der in der Menschenwürde verankerte Res-

pekt vor der Natur im Kollektivbereich als immanente Voraussetzung und Schranke aller 

Grundrechte zum Ausdruck. So gesehen sei der Erhalt der Umwelt nichts anderes als eine Be-

dingung für den Erhalt des Lebens, die jede Freiheitsverwirklichung überhaupt erst möglich 

macht.  

 

 
66 Stone, Umwelt vor Gericht, 1992, S. 25 ff.; Tribe, in: Birnbacher (Hrsg.), Ökologie und Ethik, 1980, S. 20 ff.; 

v. Lersner, NVwZ 1988, 988 ff.; Bosselmann, KJ 1986, 1 ff.; Pernthaler, in: Pernthaler/Weber/Wimmer (Hrsg.), 

Umweltpolitik durch Recht, 1992, S. 1 (8 ff.); im Überblick Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2002, S. 509 

ff.; Köck, ZUR 2024, 658 f.  
67Bosselmann, in: Bosselmann (Hrsg.), Ökologische Grundrechte, 1998, S. 18 ff.; Pernthaler, in: Pernthaler/We-

ber/Wimmer (Hrsg.), Umweltpolitik durch Recht, 1992, S. 1 (10 ff.); Buser/Ott, in: Adloff/Busse (Hrsg.) Welche 

Rechte braucht die Natur?, 2021, S. 159 ff. (168 f.); Kersten, Das ökologische Grundgesetz, 2022, S. 19 ff. (59 

ff.); krit. Analyse bei Ott, ZUR 2024, 649 ff. 
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Konkrete Vorschläge68 für eine ökologische Verfassungsreform wurden erstmals für Österreich 

von Pernthaler formuliert. In eine ähnliche Richtung weisen auch die Vorschläge von Bossel-

mann. Jüngst knüpfte Kersten an diese Debatte an, indem er im Lichte der erdsystemwissen-

schaftlichen Erkenntnis um planetare Belastungsgrenzen, wie das 1,5 bis 2 Grad Ziel im Kli-

maschutz sowie in Antwort auf das Zeitalter des "Anthropozäns"69 einen umfassenden Vor-

schlag für ein "ökologisches Grundgesetz" mit kommentierten Formulierungsbeispielen vor-

legte. 

 

Was bedeuten diese Reformvorschläge aber konkret? Nach den Vorstellungen von Pernthaler 

könnte z.B. ein neuer Art. 1 mit folgendem Wortlaut in die Verfassung eingefügt werden: ”Der 

Staat anerkennt und schützt die Rechte der Natur. Unter Natur sind Mensch, Tiere, Pflanzen 

und unbelebte Natur zu verstehen. Der Staat anerkennt und schützt die Menschenrechte der 

künftigen Generationen”. In Art. 2 ff. werden die so definierten Rechte der Natur durch das 

Recht auf würdige Existenz, Erhaltung und Pflege ihrer Existenzgrundlagen, auf Artenreichtum 

und Vielfalt, ferner das Recht, dass alles staatliche Handeln und seine Folgen im Voraus auf 

ökologische Verträglichkeit zu prüfen ist sowie das Recht auf rechtliches Gehör und Zugang 

zum Gericht konkretisiert. Nach Art. 5 werden diese Rechte der Natur und künftiger Generati-

onen durch gesetzliche Vertreter wahrgenommen. Zu diesen "Umweltprokuratoren" zählen ein 

Bundesumweltanwalt, die Umweltanwälte der Länder, Umweltschutzverbände und Bürgerini-

tiativen sowie auf Antrag jede Person, die glaubhaft macht, durch eine Missachtung der Rechte 

der Natur in einem rechtlichen oder faktischen Interesse betroffen zu sein.70 Der Vorschlag von 

Kersten verzichtet demgegenüber auf die explizite Einführung von Eigenrechten der Natur und 

plädiert stattdessen für eine Ergänzung des Art. 19 III GG: "Die Grundrechte gelten auch für 

ökologische und inländische juristische Personen, soweit sie ihrem Wesen nach auf diese an-

wendbar sind." Offen bleibt allerdings die entscheidende Frage, wer die Rechte der Natur in 

welcher Art und Weise wahrnimmt.71  

 

Ergänzend werden von den genannten Autoren Vorschläge für ökologisch überformte Grund-

rechte formuliert, die eine ”umweltfreundliche Interpretation” der jeweiligen Grundrechte 

 
68 Vgl. Fn. 65. 
69 Zu beidem Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU), Demokratisch regieren in ökologischen Grenzen – 

Zur Legitimation von Umweltpolitik, Sondergutachten, 2019, Rn. 70 ff. (online verfügbar); in rechtlicher Per-

spektive Calliess, ZUR 2019, 385 f. 
70 Pernthaler, in: Pernthaler/Weber/Wimmer (Hrsg.), Umweltpolitik durch Recht, 1992, S. 1 (10 ff.); ähnlich Kers-

ten, Das ökologische Grundgesetz, 2022, S. 63 ff. 
71 Kersten, Das ökologische Grundgesetz, 2022, S. 100 ff. und 191 ff. 
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ermöglichen sollen. Konkret wird z.B. eine Ergänzung des Art. 1 I GG um einen neuen Satz 3 

angeregt: ”Die Würde des Menschen umfaßt den Respekt vor der Natur”. Die durch Art. 2 I 

GG gewährleistete allgemeine Handlungsfreiheit soll so umformuliert werden, dass jeder 

Mensch das Recht auf freie Entfaltung seiner Persönlichkeit hat, ”soweit er nicht die Rechte 

anderer Menschen und der natürlichen Mitwelt verletzt”. Überdies soll die Wirtschaftsfreiheit 

ökologisch konkretisiert werden:  So soll die Eigentumsgarantie des Art. 14 GG durch folgende 

Neuformulierung des Absatz 2 ergänzt werden: ”Eigentum ist ökologie- und sozialpflichtig. 

Sein Gebrauch berücksichtigt den Respekt vor der Natur und dient dem Wohl der Allgemein-

heit”.72 Ähnliche Vorschläge lauten:  ”Das Eigentum ist unverletzlich. Jeder hat sein Eigentum 

so umweltschonend wie möglich zu nützen ...”. Zugleich soll die Berufsfreiheit dahingehend 

eingeschränkt werden, dass jeder Staatsbürger ”jeden Erwerbszweig unter möglichster Erhal-

tung der natürlichen Rohstoffe und Hilfsmittel so umweltverträglich wie möglich ausüben” soll. 

Nicht zuletzt wird die ökologische Verantwortung der Wissenschaft betont: ”Die Wissenschaft 

und ihre Lehre ist frei. Die in Wissenschaft und Lehre Tätigen haben diese Freiheit in der Ver-

antwortung für die Erhaltung von Mensch, Tier, Pflanzen, unbelebter Natur und die künftigen 

Generationen auszuüben”.73 Im Zuge dieser Reformen könnten die Gesetzesvorbehalte neu ge-

deutet werden, da Umweltgesetze nunmehr grundsätzlich grundrechtskonform seien und daher 

weniger rasch in das jeweilige Grundrecht eingreifen könnten.74 

 

Auch mit Blick auf die deutsche Wiedervereinigung verfassten Verfassungsentwurf des Kura-

toriums für einen demokratisch verfassten Bund deutscher Länder wurden an verschieden Stel-

len Grundrechte zugunsten des Umweltschutzes eingeschränkt mit dem Ziel, das Handeln der 

Einzelnen ökologisch in die Pflicht zu nehmen. So sollte etwa der Gebrauch des Eigentums in 

einem neu gefassten Art. 14 III GG dahingehend eingeschränkt werden, dass dieser nicht nur 

dem Wohle der Allgemeinheit, sondern insbesondere auch der Erhaltung der natürlichen Le-

bensgrundlagen dient. Und einem neuen Art. 14 IV GG zufolge, sollten Enteignungen aus-

drücklich auch zur Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen zulässig sein.75  

 

 

 
72 Bosselmann, Ökologische Grundrechte, 1998, S. 87 ff., 94 ff., 100 ff.; ähnlich Kersten, Das ökologische Grund-

gesetz, 2022, S. 63 ff. 
73 Pernthaler, in: Pernthaler/Weber/Wimmer (Hrsg.), Umweltpolitik durch Recht, 1992, S. 1 (17 ff.); ähnlich Kers-

ten, Das ökologische Grundgesetz, 2022, S. 87 ff. 
74 Pernthaler, in: Pernthaler/Weber/Wimmer (Hrsg.), Umweltpolitik durch Recht, 1992, S. 1 (17 ff.); ähnlich Bu-

ser/Ott, in: Adloff/Busse (Hrsg.) Welche Rechte braucht die Natur?, 2021, S. 159 ff. (168 f.); Kersten, Das ökolo-

gische Grundgesetz, 2022, S. 63 ff., insbes. 87 ff. 
75 Kuratorium, Verfassungsentwurf, S. 43 f., 79 f. und 90 f. 
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V. Einordnung und Bewertung der Debatte  

 

1. Zum Vorschlag ökologischer Grundrechte 

 

Die vorstehenden Vorschläge für eine ökozentrisch motivierte Neuformulierung von Grund-

rechten machen eine Verfassungsänderung erforderlich. Insoweit stellen sich zwei Fragen. Zum 

einen, ob sich der ökozentrische Ansatz mit der unbestritten anthropozentrischen Grundaus-

richtung der Verfassung vereinbaren lässt, zum anderen, ob die vorgeschlagenen Neuformulie-

rungen ”ökologischer Grundrechte” nicht den gem. Art. 79 III GG vor Verfassungsänderungen 

geschützten Menschenwürdegehalt der relevanten Grundrechte betreffen und daher als unzu-

lässig einzustufen wären.76 Nimmt man an, dass ein ökozentrischer Ansatz, der die Natur mit 

Eigenrechten ausstattet, weder mit dem Menschenbild des Grundgesetzes77, noch mit demjeni-

gen der Europäischen Menschenrechtskonvention78 zu vereinbaren ist79, so steht die Eigen-

rechte-Konzeption bereits in einem grundsätzlichen Widerspruch zu Art. 1 I GG, der als Teil 

der Ewigkeitsgarantie des Art. 79 III GG auch reformresistent ist.80 Dies bedeutet freilich noch 

nicht, dass damit auch jede ökozentrische Anreicherung der Verfassung von vornherein verfas-

sungswidrig wäre. Gleiches gilt erst recht für einfache Gesetze, die einem natürlichen Schutzgut 

– etwa nach dem Vorbild des spanischen Mar Menor-Gesetzes – Eigenrechte zuweisen. Die 

diesbezügliche Entscheidung des spanischen Verfassungsgerichts bestätigt dies in rechtsver-

gleichender Perspektive.81 Auch für das Grundgesetz gilt, dass sich die Menschenwürde im 

Wechselspiel mit den natürlichen Lebensgrundlagen des Menschen entfaltet.82  

 

Allerdings macht das Wort ”berührt” in Art. 79 III GG deutlich, dass der substantielle Teil der 

Art. 1 und 20 GG nicht nur vor einer prinzipiellen Preisgabe, sondern auch vor einem 

 
76 Ausführlich zu Art. 79 III GG und seinen Wirkungen Stern, JuS 1985, 329 ff. 
77 Vgl. dazu Becker, Das "Menschenbild des Grundgesetzes" in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-

richts, 1996, S. 74 ff. 
78 Hierzu ausführlich Bergmann, Das Menschenbild der Europäischen Menschenrechtskonvention, 1995, S. 119 

ff. und 264 ff. 
79 Ebenso Kloepfer, in: Kloepfer (Hrsg.), Anthropozentrik, Freiheit und Umweltschutz in rechtlicher Sicht, 1995, 

S. 25; Bock, Umweltschutz im Spiegel von Verfassungsrecht und Verfassungspolitik, 1990, S. 360 f. m.w.N.; a.A. 

Bosselmann, Ökologische Grundrechte, 1998, S. 65 ff.  
80 Geddert-Steinacher, Menschenwürde, 1990, S. 22 ff., 110 ff. und 173 ff. 
81 Corte Constitucional del España, Urteil 142/2024 vom 20.11.2024 zur Rs. 8583-2022. 
82 Vgl. etwa Dirnberger, Recht auf Naturgenuß, 1991, S. 291 ff. (299); Bock, Umweltschutz im Spiegel von Ver-

fassungsrecht und Verfassungspolitik, 1990, S. 117 ff. m.w.N.; ähnlich Kloepfer, in: Kloepfer (Hrsg.), Anthropo-

zentrik, Freiheit und Umweltschutz in rechtlicher Sicht, 1995, S. 20 ff.; sehr weitgehend Bosselmann, Ökologische 

Grundrechte, 1998, S. 65 ff. und 84 f.  
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allmählichen Zerfallsprozess geschützt werden soll.83 Würden also z.B. die Rechte des Men-

schen nur noch neben denjenigen von Tieren, Pflanzen und unbelebter Natur als bloßer Teil der 

Rechte der Natur verstanden, so wäre eine solche undifferenzierte Ökozentrik weder mit dem 

Menschenbild des Grundgesetzes84 noch mit demjenigen der Europäischen Menschenrechts-

konvention85 zu vereinbaren. Sie stünde daher in einem konkreten Widerspruch zu Art. 1 I GG, 

der als Teil der Ewigkeitsgarantie des Art. 79 III GG weitgehend reformresistent ist.86  

 

Über Art. 1 GG hinaus sind auch die nachfolgenden Grundrechte in die Unantastbarkeitsgaran-

tie des Art. 79 III GG einbezogen. Angesichts des Wortlauts (Art. 1 und 20 GG) gilt zwar nicht 

in dem gleichen Umfang wie für Art. 1 GG, jedoch wird aus einer Gesamtschau der Art. 1 I und 

2, 19 II und 79 III GG deutlich, dass der Menschenwürdegehalt eines jeden Grundrechts einer 

Verfassungsänderung nicht zugänglich ist.87 Mit Blick auf die vorstehend genannten Formulie-

rungsvorschläge lässt sich verallgemeinernd daher sagen, dass der Schutzbereich der genannten 

Grundrechte weder durch wie auch immer geartete Eigenrechte der Natur noch an und für sich 

ökozentrisch ausgestaltet werden darf. Eine Neuformulierung des Art. 2 I GG mit dem Inhalt 

”Jeder Mensch hat das Recht auf freie Entfaltung seiner Persönlichkeit und die natürliche Mit-

welt hat ein Recht auf ungestörte Andersheit, soweit nicht gegen die verfassungsmäßige Ord-

nung verstoßen wird”88 wäre daher z.B. als Verstoß gegen Art. 79 III GG zu werten. Anders 

liegt es jedoch, wenn z.B. die Art. 12 und 14 GG "nur" ökozentrisch begrenzt werden. Denn 

eine bloße Begrenzung wahrt das der grundrechtlichen Abwehrdimension immanente rechts-

staatliche Verteilungsprinzip und kann daher nicht mit den Vorgaben des Art. 79 III GG in 

Konflikt geraten.89 Die Formulierungsvorschläge für eine Reform der österreichischen Bundes-

verfassung, des Verfassungsentwurfs des Kuratoriums sowie für eine Erweiterung der Grund-

rechte um eine ökologische Dimension (Art. 2 I, 14 II GG) sind bei genauer Betrachtung als 

solche Begrenzungen formuliert. Denn indem sie dem garantierten Schutzbereich – ähnlich dem 

geltenden Art. 14 II GG – ökologische Pflichten zur Seite stellen, werden dem Umweltnutzer 

nicht etwa unmittelbar wirkende Grundpflichten auferlegt, sondern vielmehr wird dem 

 
83 Vgl. dazu – restriktiver – BVerfGE 30, S. 1 (24 f.); wie hier die h.M. im Schrifttum, vgl. nur Stern, JuS 1985, 

329 (333 f.) m.w.N. 
84 Vgl. dazu Becker, Das "Menschenbild des Grundgesetzes" in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-

richts, 1995, S. 74 ff. 
85 Hierzu ausführlich Bergmann, Das Menschenbild der Europäischen Menschenrechtskonvention, 1995, S. 119 

ff. und 264 ff. 
86 Dazu Stern, JuS 1985, 329 ff. 
87 Im Anschluss an Dürig, in: Dürig/Herzog/Scholz (Hrsg.), GG, 105. Auflage 2024, Art. 1, Rn. 81 heute h.M.; 

vgl. nur Stern, JuS 1985, 329 (336 ff.) m.w.N. 
88 Vgl. Bosselmann, Ökologische Grundrechte, 1998, S. 96. 
89 Ausführlich Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2001, S. 536 ff. 
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Gesetzgeber eine Orientierung für die Beschränkung des jeweiligen Grundrechts auferlegt.90  

 

Allerdings stellt sich dann die Frage, welchen Mehrwert eine solche ”umweltfreundliche” Deu-

tung der grundrechtlichen Gesetzesvorbehalte91 über das geltende Verfassungsrecht hinaus mit 

sich bringen würde. Denn eine ökologische Schranke für grundrechtliches Handeln bewirkt im 

mehrpoligen Verfassungsrechtsverhältnis bereits das umweltstaatliche Prinzip des Art. 20a GG 

im Verbund mit den Schutzpflichten aus Grundrechten.92 

 

Wenn überhaupt, dann erscheinen vor diesem Hintergrund denn auch Ansätze zielführender, 

die – unter vergleichender Zugrundelegung eines Rechtsinstituts aus dem amerikanischen 

Recht, der Public Trust Doctrine – eine ”naturgutzentrierte” Interpretation z.B. des Art. 14 GG 

postulieren.93 Ihr zufolge gelten bestimmte Naturgüter, die von besonderer Bedeutung für das 

Gemeinwohl sind, als gegenständlich unverfügbar. Diese Betrachtung von den Gegenständen 

her begründet einen grundsätzlichen Perspektivenwechsel. Denn die Grenzen des individuell-

eigentumsrechtlich Zugewiesenen werden hiernach ”von außen her” durch gesetzlich unver-

fügbar gestellte Gegenstände definiert. Demnach stellen etwa die Bewirtschaftungsordnungen 

des Wasserhaushalts- oder des Bundesnaturschutzgesetzes legislative ”Bestimmungen der ge-

genständlichen Unverfügbarkeit” des Oberflächen- und Grundwassers, besonders geschützter 

Arten und Biotope und des Naturhaushalts für die individuelle Zuweisung durch Eigentums-

rechte dar. Dabei differenziert der Gesetzgeber den Bereich der Eigentumsgegenständlichkeit 

im Rahmen des Art. 14 I S. 2 GG nur aus; Befugnisabspaltungen erscheinen hiernach nurmehr 

als Reflexe der Veränderung eigentumsgegenständlicher Zuordnungen, die verfassungsrecht-

lich legitimierbar wären.94 

 

2. Zum Vorschlag eines ökozentrischen Rechts und Eigenrechten der Natur  

 

Ganz abgesehen von diesen Erwägungen ist zu bedenken, dass der ökozentrische Ansatz einen 

 
90 So für Art. 14 II GG etwa BVerfGE 25, S. 112 (117 f.); E 50, S. 290 (340); E 52, S. 1 (29); Wendt, Eigentum 

und Gesetzgebung, 1985, S. 295 ff.; ders., in: Sachs (Hrsg.), GG, 10. Auflage 2024, Art. 14, Rn. 70, 72; Pa-

pier/Shirvani, in: Dürig/Herzog/Scholz (Hrsg.), GG, 105. Auflage 2024, Art. 14, Rn. 299; a.A. Wieland, in: Dreier 

(Hrsg.), GG, Bd. I, 4. Auflage 2023, Art. 14, Rn. 82 f. 
91 Pernthaler, in: Pernthaler/Weber/Wimmer (Hrsg.), Umweltpolitik durch Recht, 1992, S. 1 (17 ff.). 
92 Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2001, S. 539. 
93 Dazu ausführlich Kube, Eigentum an Naturgütern, 1999, S. 15 ff. und 24 ff. 
94 Ähnlich wird mitunter BVerfGE 58, 300 (338 ff.) verstanden: Kloepfer/Vierhaus, in Kloepfer (Hrsg.), Anthro-

pozentrik, Freiheit und Umweltschutz in rechtlicher Sicht, 1995, S. 114 ff.; Bosselmann, Ökologische Grund-

rechte, 1998, S. 114 ff.; jüngst Kersten, Das ökologische Grundgesetz, 2022, S. 92 ff., 98; differenzierend Cal-

liess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2001, S. 547 ff.  
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Grundwiderspruch nicht auflösen kann:  Letztendlich ist es wiederum der Mensch, der als Treu-

händer der Natur, die ihren Eigenwert ja nicht selbstständig durchsetzen kann, eingesetzt wird.95 

Vor allem aber erscheint die juristische Kontroverse zwischen anthropozentrischem und öko-

zentrischem Umweltschutz eher theoretischer Natur. Zwar bestehen zwischen Philosophie 

(Moral und Ethik), Recht sowie Politik und Gesellschaft durchaus Wechselwirkungen derge-

stalt, dass die Philosophie über das Recht als Grundmuster der Politikgestaltung ethische Vor-

gaben für das Verhalten der Menschen gegenüber der Umwelt in die Gesellschaft vermitteln 

und damit, im Wege beständiger Interaktionen, kollektive Lernprozesse einleiten kann.96 Je-

doch kann diese Erkenntnis nicht darüber hinwegführen, dass die Ökozentrik zumindest im 

Recht letztlich immer wieder auf dessen anthropozentrische Grundstrukturen zurückverwiesen 

wird.97 Angesichts dessen macht es für die rechtliche Praxis keinen Unterschied, ob man einem 

ökozentrischen oder anthropozentrischen Ansatz im Umweltrecht folgt. Vielmehr gibt es bei 

genauer Betrachtung vielfältige sachlogische Überschneidungen, die den Unterschied zumin-

dest in seiner rechtspraktischen Relevanz weitgehend zusammenschmelzen lassen.98 Nicht zu-

letzt deswegen lassen sich die mit dem ökozentrischen Ansatz verfolgten Ziele99 - wie im Üb-

rigen auch das LG Erfurt in seinen Urteilen einräumt100 - in der rechtlichen Praxis genauso gut 

im Rahmen eines im Grundsatz anthropozentrischen Rechts verwirklichen.101 

 

3. Das Fehlen einer Schutzlücke: Art. 20a GG und umweltrechtliche Verbandsklage 

 

Unabdingbare Voraussetzung dafür ist jedoch, dass der Schutzauftrag des Art. 20a GG vor al-

lem vom Gesetzgeber, aber auch von den Gerichten ernst genommen wird, mithin materiell und 

prozedural effektiv umgesetzt und angewandt wird. Denn theoretisch können im Rahmen einer 

engen Auslegung bei bloß anthropozentrischem Umweltschutz Naturbestandteile, die als Le-

bensgrundlage unerheblich sind, aus dem Schutz herausfallen. So gibt es gute Gründe dafür, 

dass die Umwelt auch dort aus menschlichem Interesse geschützt werden muss, wo sich ein 

 
95 Kloepfer, in Kloepfer (Hrsg.), Anthropozentrik, Freiheit und Umweltschutz in rechtlicher Sicht, 1995, S. 25 

ff.; ähnlich Appel, Staatliche Zukunfts- und Entwicklungsvorsorge, 2005, S. 65. 
96 Ritter, DÖV 1992, 641 (648 f.). 
97 Dies wird nicht deutlich in dem ökozentrischen Ansatz von Bosselmann, in: Bosselmann (Hrsg.), Ökologische 

Grundrechte, 1998, S. 47 ff. 
98 Vgl. etwa Kloepfer, DVBl. 1996, 73 (77); Schink, DÖV 1997, 221 (224). 
99 Dazu v. Lersner, NVwZ 1988, 988 ff.; Bosselmann, Ökologische Grundrechte, 1998, S. 11 ff. m.w.N.; Perntha-

ler, in: Pernthaler/Weber/Wimmer (Hrsg.), Umweltpolitik durch Recht, 1992, S. 1 (8 ff.). 
100 LG Erfurt, Urteil vom 17. Oktober 2024 – 8 O 836/22, ZUR 2024, 684 (691 f.). 
101 Ebenso Murswiek, in: Sachs, GG, 2024, Art. 20a, Rn. 25 f.; Waechter, NuR 1996, 321 (324); Kloepfer, in: 

Kloepfer, Anthropozentrik, Freiheit und Umweltschutz in rechtlicher Sicht, 1995, S. 25 f.; Kuhlmann, NuR 1995, 

1 (3). 
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konkreter menschlicher Nutzen nicht erkennen lässt.102 Denn die Grenzen menschlicher Er-

kenntnis, die Einsicht, dass der Mensch über die ökologischen Zusammenhänge und über die 

Auswirkungen seines Tuns insbesondere in der Langzeitperspektive vergleichsweise wenig 

weiß, erfordert, Eingriffe in die Natur möglichst gering zu halten und vor allem dauerhafte, 

irreparable Schäden zu vermeiden.103  

 

Dies sind allesamt Ziele, die sich im Rahmen einer teleologischen Auslegung aus Art. 20a GG 

ableiten lassen. In materieller Hinsicht gebietet das Staatsziel, dass die natürlichen Lebens-

grundlagen unabhängig von menschlichen Interessen in ihrer Gesamtheit und unter Berücksich-

tigung des Vorsorgeprinzips geschützt werden. Insoweit schuldet der Gesetzgeber für die je-

weiligen Schutzgüter ein verbindliches, geeignetes und wirksamen Schutzkonzept, dass die Ge-

richte am Maßstab des Untermaßverbots überprüfen können.104 Mit Blick auf die Verfassung 

als Rahmenordnung, die dem Gesetzgeber hinreichend Spielraum hinsichtlich des konkreten 

"Wie" überlässt, vermittelt Art. 20a GG zusätzlich prozedurale Vorgaben. Dazu zählt ein wirk-

sames Monitoring des Schutzkonzepts105, zu dem die Pflicht gezählt werden kann, die Ver-

bandsbeteiligung in umweltrechtlichen Planungs- und Genehmigungsverfahren im Namen der 

Natur umfassend zu ermöglichen und vor den Gerichten die umweltrechtliche Verbandsklage 

einzuführen und im Falle von Schutzlücken zu effektuieren.106 

 

Mit Blick auf die Einführung von Eigenrechten der Natur liegt hierin ein maßgebliches Argu-

ment. Denn wie vorstehend gezeigt wurde haben die Eigenrechte der Natur in rechtspraktischer 

Hinsicht zuvorderst die Funktion, bei umweltrechtlichen Vollzugsdefiziten, dort wo es an in 

ihren subjektiven Rechten beeinträchtigten Menschen fehlt (z.B. beim Bau einer Straße in ei-

nem Naturschutzgebiet) im Wege einer treuhänderischen Prozessstandschaft für einen Zugang 

zum Gericht zu sorgen. Das Ziel, der Natur in Verwaltungsverfahren und vor den Gerichten 

unabhängig von menschlichen Interessen eine Stimme zu geben, kann jedoch ebenso gut im 

Wege einer Effektuierung der Verfahrensbeteiligung von Umweltverbänden und einer altruis-

tischen umweltrechtlichen Verbandsklage erreicht werden. Vor allem durch Impulse aus dem 

Völker- und Europarecht ist in den vergangenen 25 Jahren eine Entwicklung in diese Richtung 

 
102 Jüngst Köck, ZUR 2024, 658 ff. 
103 Ritter, DÖV 1992, 641 (648 f.). 
104 Calliess, in: Dürig/Herzog/Scholz (Hrsg.), GG, 105. Auflage 2024, Art. 20a, Rn. 135 f. 
105 Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU), Demokratisch regieren in ökologischen Grenzen – Zur Legiti-

mation von Umweltpolitik, Sondergutachten, 2019, Rn. 320 ff. (online verfügbar); Calliess, Rechtsstaat und Um-

weltstaat, 2001, S. 513 ff. 
106 Calliess, Rechtsstaat und Umweltstaat, 2001, S. 522 ff.; weitergehend Fisahn, ZUR 1996, 180 (186). 
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angestoßen worden.107 Über die naturschutzrechtliche Verbandsklage des § 64 BNatSchG hin-

aus wurde mit dem Umweltrechtsbehelfsgesetz eine vergleichsweise weite, allgemeine umwelt-

rechtliche Verbandsklage (vgl. nur §§ 1 bis 3 UmwRG) eingeführt.108 Erst kürzlich wurde diese 

Entwicklung durch das Klimaurteil des Straßburger Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) 

rechtsvergleichend bestätigt, aufgegriffen und auf den Klimaschutz ausgeweitet.109 

 

VI. Schlussfolgerungen 

 

Den Testfall der Wirksamkeit dieser Entwicklung - und damit die bestätigung des Fehlens einer 

Schutzlücke - bildet die vorstehend erwähnte Robbenklage, die 1988 mit Blick auf § 42 II 

VwGO noch als unzulässig verworfen wurde.110 Hier hat sich die Rechtlage dahingehend ge-

ändert, dass die Belange der Robben in der Nordsee heute je nach konkreter Konstellation über 

die in § 2 UmwRG oder § 64 BNatSchG eingeführte Möglichkeit der altruistischen Verbands-

klage geltend gemacht werden können. Freilich sind insoweit nicht die Robben selbst Beteiligte 

des Verfahrens. Vielmehr agieren die (staatlich anerkannten) Umweltverbände als "Treuhän-

der" zur Durchsetzung ihrer rechtlich geschützten Interessen, indem sie gegen bestimmte be-

hördliche Entscheidungen (z.B. Genehmigungen) vorgehen können (vgl. § 1 UmwRG), ohne 

geltend machen zu müssen, in ihren individuellen (Verbands-)Rechten verletzt zu sein (vgl. § 

2 UmwRG).111 

 

Unabhängig von dieser abstrakten Frage nach einer Schutzlücke stellt sich mit Blick auf die 

Entscheidungen des LG Erfurt auch die Frage nach der konkreten Schutzlücke im Fall, die eine 

Einbeziehung der Rechte der Natur in die Schadensberechnung erforderlich machte. Grund-

sätzlich entscheidet das Gericht über die Schadenshöhe zwar unter Würdigung aller Umstände 

nach freier Überzeugung (§ 287 I HS 2 ZPO). Trotz der über 75 Randnummern, die das Gericht 

dem Themenkomplex Eigenrechte der Natur widmet112, bleibt am Ende unklar, warum das Ge-

richt es als notwendig sah, die Eigenrechte in dieser Konstellation „schutzverstärkend“ 

 
107 Dazu Schwertfeger, Der deutsche Verwaltungsrechtsschutz unter dem Einfluss der Aarhus-Konvention, 2010, 

S. 5 ff. mit 265 ff.; Schlacke, Überindividueller Rechtschutz, 2008, S. insbes. 54 ff., 161 ff. und 470 ff. 
108 Im Überblick Bunge, JuS 2020, 740; Fellenberg/Schille, in: Landmann/Rohmer (Hrsg.) Umweltrecht, 104. 

EL Juni 2024, § 2 UmwRG, Rn. 1-5; Gellermann, in: Landmann/Rohmer (Hrsg.) Umweltrecht, 104. EL Juni 

2024, § 64 BNatSchG, Rn. 1-3. 
109 Calliess/Täuber, NVwZ 2024, 945 ff. 
110 VG Hamburg, Beschluss v. 22.09.1988, Az. 7 VG 2499/88, NVwZ 1988, 1058 (1059f.). 
111 Fellenberg/Schille, in: Landmann/Rohmer (Hrsg.) Umweltrecht, 104. EL Juni 2024, § 2 UmwRG, Rn. 1-5; 

vgl. aus der Praxis: Gas oder Watt? Deutsche Umwelthilfe klagt gegen Borkum-Bohrungen, LTO, 7.10.24, ab-

rufbar unter: https://www.lto.de/recht/nachrichten/n/gas-oder-watt (zuletzt abgerufen am 5.01.25). 
112 LG Erfurt, Urteil v. 17.10.2024, Az. 8 O 836/22, juris, Rn. 26-101. 
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einzubeziehen.113 Zwar versucht das Gericht am Ende der ausführlichen Herleitung der Eigen-

rechte die Brücke zurück zur Schadensbemessung zu schlagen und stellt darauf ab, dass die 

„spürbare Berücksichtigung von Eigenrechten bei der Schadensbemessung jedenfalls eine prä-

ventive und abschreckende Wirkung“ haben soll.114 Sofern ein solcher Präventionsgedanke115 

im Deliktsrecht überhaupt Platz hat116, wäre dies aber auch über Art. 20a GG möglich gewesen, 

da Gerichte im Rahmen der verfassungskonformen Auslegung zivilrechtlicher Normen den 

Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen mitberücksichtigen müssen.117  

 

Im Ergebnis mögen die Entscheidungen des LG Erfurt zwar für viel Aufmerksamkeit gesorgt 

haben118, jedoch fehlt es aus öffentlich-rechtlicher Sicht sowohl an einer allgemeinen als auch 

an einer konkreten Schutzlücke. Wie eingangs erwähnt wäre eine solche Schutzlücke in dog-

matischer Hinsicht jedoch erforderlich gewesen, um die gewagte richterliche Rechtsfortbildung 

des LG Erfurt, die - wie erwähnt - schon in prozessualer Hinsicht ohne Vorlage an den EuGH 

problematisch erscheint, in materieller Hinsicht zu legitimieren. 

 

Vor diesem Hintergrund kann festgehalten werden, dass das geltende Recht zur Stärkung des 

Umweltschutzes nicht den nach wie vor weitgehend unerforschten Implikationen - und mög-

licherweise gar Friktionen - eines ökozentrischen Rechts ausgesetzt werden muss.119 Daher 

sollten sich Umweltrechtswissenschaft und -praxis nicht in einer Debatte verfangen, die aus 

heutiger Perspektive keinen umweltrechtlichen Mehrwert in sich trägt und daher eher 

 
113 Johns, Anmerkung zum Urteil LG Erfurt, Urt. v. 2.8.2024, Az. 8 O 1373/21, KlimR 2024, 277 (278). 
114 LG Erfurt, Urteil v. 17.10.2024, Az. 8 O 836/22, juris, Rn. 99. 
115 Gutmann merkt diesbezüglich an, dass der erhöhte Schadensersatz nicht die Natur entschädigen, sondern die 

manipulierenden Unternehmen sanktionieren und im Interesse der Natur von weiteren Verstößen abhalten soll, 

Gutmann, Fruchtbare Irritationen, 28.10.2024, Verfassungsblog, abrufbar unter: https://verfassungs-

blog.de/rechte-der-natur-erfurt-2/ (zuletzt abgerufen am: 4.12.24). 
116 Siehe dazu Wagner, in: MüKo BGB, 9. Aufl. 2024, Vor § 823 Rn. 48 ff. 
117 Schirmer/Luipold/Eziashi, Naturrechte mit der Brechstange, LTO, 04.11.2024, abrufbar unter: 

https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/lg-erfurt-rechte-der-natur-schutzwirkungen-folgen-zivilprozess (zuletzt 

abgerufen am: 4.12.24). 
118 Dänner/Fischer, NJW 2024, 3030; Haake, Pioniertat oder Bärendienst? Das LG Erfurt über EU-Grundrechte 

für die Natur, Verfassungsblog, 26.08.24, abrufbar unter: https://verfassungsblog.de/rechte-der-natur-erfurt/ (zu-

letzt abgerufen am 4.11.24); Gutmann, Fruchtbare Irritationen, Verfassungsblog, 28.10.2024, abrufbar unter: 

https://verfassungsblog.de/rechte-der-natur-erfurt-2/ (zuletzt abgerufen am: 4.11.24); Schirmer/Luipold/Eziashi, 

Naturrechte mit der Brechstange, LTO, 04.11.2024, abrufbar unter: https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/lg-

erfurt-rechte-der-natur-schutzwirkungen-folgen-zivilprozess (zuletzt abgerufen am: 4.12.24); Kolter/Kring, 

Landgericht Erfurt erkennt erneut Rechte der Natur an, LTO, 23.10.24, abrufbar unter: 

https://www.lto.de/recht/hintergruende/h/lg-erfurt-8o83622-rechte-der-natur-zweites-urteil, (zuletzt abgerufen 

am 4.11.24); Degenhart, Irritierend distanzlos, Verfassungsblog, 5.11.2024, abrufbar unter: https://verfassungs-

blog.de/rechte-der-natur-erfurt-kritik/ (zuletzt abgerufen am: 6.01.25); Funke, Hier spricht der Richter, Verfas-

sungsblog, 31.10.2024, abrufbar unter: https://verfassungsblog.de/rechte-der-natur-erfurt-unabhangigkeit/ (zu-

letzt abgerufen am: 6.01.25). 
119 Waechter, NuR 1996, 321 (324); exemplarisch Ott, ZUR 2024, 649 ff. 
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symbolischer Natur ist. Mit Art. 20a GG, den Möglichkeiten der Verbandsbeteiligung in Ver-

waltungsverfahren und vor allem der umweltrechtlichen Verbandsklage bietet das Umwelt(ver-

fassungs)recht schon jetzt alle notwendigen Instrumente, um die Belange der Natur unabhängig 

von menschlichen Interessen wahrzunehmen und im Falle von Umsetzungs- und Vollzugsdefi-

ziten gerichtlich durchzusetzen.120 Dies bedeutet nicht, dass eine Debatte um den Eigenwert der 

Natur und daran anknüpfende Eigenrechte in ethisch-politischer Hinsicht überflüssig wäre, ja 

sie sollte sogar unbedingt geführt werden.  Angesichts ihres geringen Mehrwerts in der rechtli-

chen Praxis, sollte sie jedoch nicht von den eigentlichen Herausforderungen und Themen im 

Umwelt- und Klimaschutzrecht, die maßgeblich durch die planetaren Belastungsgrenzen defi-

niert werden121, ablenken. 

 

(Hier ergänzend die in der NJW veröffentliche Kurzfassung: Von „Thermofenstern“ zu Ei-

genrechten der Natur – auf der Suche nach der erforderlichen Schutzlücke) 

 

 
120 So gesehen besteht in der Verbandsklage keine "Privatisierung des Gemeinwohls", Calliess, NJW 2003, 97 ff.  
121 Siehe Fn. 69. 

https://drive.google.com/file/d/1cZXyg802Ryc2-oyEaNCAGwWG2dgxH0Yw/view
https://drive.google.com/file/d/1cZXyg802Ryc2-oyEaNCAGwWG2dgxH0Yw/view

